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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


2. Abgeordneter 
Seiters 


(CDU/CSU) 


3. Abgeordneter 

Seiters 


(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 
Reddemann 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß Bundesminister Eppler auf die an 
ihn gerichtete Aufforderung, gegen den ge- 
meinsam mit dem Bundeskanzler gefaßten Be- 
schluß der Ministerpräsidentenkonferenz über 
die Einstellung von Radikalen im öffentlichen 
Dienst Demonstrationen zu organisieren, keine 
klare negative Antwort gegeben hat? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Erklä- 
rung von Bundesminister Egon Bahr in seinem 
Interview im Deutschlandfunk am 25. Februar 
1973, in dem es heißt: „Ich habe es noch nie in 
meinem Leben vorher erlebt, Gesichter mit 
einem solchen gesammelten Ausdruck von Haß 
vor mir zu sehen in den Bänken der Oppo- 
sition. 1 '? 

Was hat die Bundesregierung veranlaßt, ein 
solches Interview im Bulletin der Bundesre- 
gierung vom 27. Februar 1973 abdrucken zu 
lassen? 

Hält die Bundesregierung den von der DDR- 
Regierung beschlossenen „Journalistenerlaß'' 
für vereinbar mit den Abmachungen, die zwi- 
schen der Bundesregierung und der Regierung 
der DDR im Zusammenhang mit dem Grund- 
vertrag abgeschlossen wurden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


5. Abgeordneter 

Dr. Haenschke 


(SPD) 


Entspricht es den Rechten und Pflichten aus- 
ländischer Botschaften in der Bundesrepublik 
Deutschland, daß die Botschaft von Portugal 
in der deutschen Öffentlichkeit eine Schrift 
verbreitet, in der der Dekolonisierungsaus- 
schuß der Vereinten Nationen verleumdet 
wird, und was gedenkt die Bundesregierung 
gegebenenfalls dagegen zu unternehmen? 


6. Abgeordneter 
Reiser 
(SPD) 


Treffen die Vorwürfe der afrikanischen Be- 
freiungsbewegung FRELIMO zu, wonach die 
Bundesrepublik Deutschland Waffen und Mili- 
tärflugzeuge an Portugal liefert, die dazu 
dienten, gegen Unabhängigkeitsbestrebungen 
in portugiesischen Kolonien eingesetzt zu wer- 
den? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


7. Abgeordneter 
Gross 
(FDP) 


Sind der Bundesregierung technisch ausge- 
reifte und wirtschaftlich verwertbare Verfah- 
ren zur Kühlung bei Kraftwerken insbesondere 
Kernkraftwerken bekannt, die es den Energie- 
versorgungsunternehmen gestatten, Kraft- 
werke zu errichten, ohne für die Kühlung das 
Wasser der Flüsse in Anspruch zu nehmen? 


8. Abgeordneter 

Gross 


(FDP) 


9. Abgeordneter 

Dr. Jens 


(SPD) 


10. Abgeordneter 

Dr. Jens 


(SPD) 


Wird die Bundesregierung im Zusammenhang 
mit dem angekündigten energiepolitischen 
Konzept auch ein Konzept zur Lösung des Ab- 
wärmeproblems vor allem bei Kraftwerken 
vorlegen? 


Hält die Bundesregierung die Ansiedlung einer 
Raffinerie durch die VEBA-Chemie im Orsoyer 
Rheinbogen mit ihren Feststellungen zum Um- 
weltschutz in ihrer Regierungserklärung unter 
Berücksichtigung des jetzt bekannt geworde- 
nen sogenannten 4. VEBA-Gutachtens (Ergän- 
zung der gutachtlichen Stellungnahme der LIB 
im Vorprüfverfahren des Ansiedlungsvorha- 
bens der Firma VEBA-Chemie AG in Orsoy- 
Land) für vereinbar? 

Ist die Bundesregierung bereit, ihren Vertre- 
tern im Aufsichtsrat der VEBA-Chemie bei 
einer möglicherweise erneut notwendig wer- 
denden Entscheidung der VEBA über den Bau 
der Raffinerie im Orsoyer Rheinbogen An- 
weisungen zu geben, das Projekt im Hinblick 
auf die Notwendigkeit eines verstärkten Um- 
weltschutzes abzulehnen? 


11. Abgeordneter 

Haase 

(Kellinghusen) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das lawi- 
nenartige Anwachsen der Halden von Auto- 
wracks und die Zunahme des wahllosen Ab- 
stellens von unbrauchbaren Kraftfahrzeugen, 
ohne daß in jedem Fall der Täter festzustel- 
len ist, und gibt es offizielle Untersuchungen 
über die zukünftige Entwicklung? 


12. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 

(SPD) 


Gibt es Entwicklungen technischer Einrich- 
tungen, mit denen im mobilen Einsatz zu be- 
stimmten Zeiten an bestimmten zentralen 
Punkten inzwischen angesammelte Auto- 
wracks zum Schutz der Umwelt schadlos ver- 
nichtet, beseitigt oder verwertet werden kön- 
nen, und hat die Bundesregierung sich an sol- 
chen Entwicklungen beteiligt oder ist sie dazu 
bereit? 


13. Abgeordneter Was ist der gegenwärtige Stand des geplanten 
Dr. Schweitzer Vorhabens für den Bau eines Kernkraftwerkes 
(SPD) in Bad Breisig (Rhein)? 
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14. Abgeordneter Welche Gutachten wurden bisher eingeholt, 
Dr. Schweitzer um bei diesem offenbar für eine Leistung von 
(SPD) 1,3 Millionen kW vorgesehenen Reaktor Fra- 

gen der Sicherheit sowie des Landschafts- und 
Gewässerschutzes ausreichend berücksichtigen 
zu können? 


15. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 

Wende dem Deutschlandfunk vom Intendanten des 

(SPD) Saarländischen Rundfunks, Herrn Franz Mai, 

die Herausgabe der Tonaufzeichnung des Hör- 
spiels „Staatsbegräbnis" des saarländischen 
Kunstpreisträgers Ludwig Harig verweigert 
wurde, welches der Deutschlandfunk zu sen- 
den beabsichtigte, und falls dies zutrifft, kennt 
die Bundesregierung die Gründe für diese Ab- 
lehnung, und welche Haltung beabsichtigt sie 
über ihre Vertreter im Aufsichtsgremium des 
Deutschlandfunks gegenüber diesem Vorfall 
einzunehmen? 


16. Abgeordneter Nachdem zwischen der Deutschen Angestcll- 

Handlos tengewerkschaft ÖTV und dem Bund ein 

(CDU/CSU) „Technikertarifvertrag" abgeschlossen worden 

ist, in dem die Angestellten den Beamten ver- 
gütungsmäßig vorgezogen werden, frage ich 
die Bundesregierung, ob sie bereit ist, auch 
den beamteten Ingenieuren (grad.) die gleiche 
Chance einzuräumen wie den angestellten 
Ingenieuren, das bedeutet, daß eine Stellen- 
hebung der beamteten Ingenieure erfolgt? 

17. Abgeordneter Wenn ja, bis wann ist mit einer derartigen 

Handlos Stellenhebung zu rechnen, und wenn nein, 

(CDU/CSU) mit welcher Begründung wird eine Gleichstel- 

lung der Beamten gegenüber den Angestellten 
abgelehnt? 


18. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung in der Anzeige des 
Volmer Bundesministers des Innern in der „Welt" vom 

(CDU/CSU) 23. Dezember 1972, worin Beamte des gehobe- 

nen technischen Dienstes gesucht und bei Vor- 
liegen der beamtenrechtlichen Voraussetzun- 
gen Übernahme nach Besoldungsgruppe A 1 1 
angeboten wird, eine erneute Bestätigung da- 
für, daß fachhochschulmäßig ausgebildeter In- 
genieurnachwuchs mit der Eingangsbesol- 
dungsgruppe A9 nicht mehr gewonnen wer- 
den kann? 


19. Abgeordneter Wann beabsichtigt die Bundesregierung, aus 
Volmer der Einrichtung der Fachhochschulen in den 

(CDU/CSU) Ländern die überfälligen Konsequenzen für 

die laufbahn- und besoldungsrechtliche Ein- 
stufung beamteter graduierter Ingenieure und 
gegebenenfalls anderer vergleichbarer Beam- 
ter zu ziehen? 
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20. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Amtsaufgaben der Mitglieder (Prüfer) des 
Deutschen Patentamts in München sich durch 
besondere Verantwortung (alleinverantwort- 
liche Prüfungen von Patentanmeldungen mit 
jährlichen Gesamtwerten in Milliardenhöhe) 
und durch das Erfordernis besonderer tech- 
nischer und rechtlicher Kenntnisse und Erfah- 
rungen heute ebenso wie in der Vergangen- 
heit von den Eingangsfunktionen des höheren 
Dienstes abheben, und daß diese Amtsauf- 
gaben nach der 1970 eingeführten „gebündel- 
ten" Bewertung aller Eingangsfunktionen des 
höheren Dienstes nach Besoldungsgruppe A 13/ 
A 14 die Zuordnung zur Besoldungsgruppe 
A 15 erfordern bei entsprechender gestaffelter 
Zuordnung der Ämter der Gruppen-, Abtei- 
lungs- und Hauptabteilungsleiter? 


21. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Bundesminister der 
Justiz seit 1970 wiederholt die Berechtigung 
der vorgenannten Bewertung gegenüber den 
Betroffenen anerkannt hat, und wenn ja, wa- 
rum hat die Bundesregierung bisher dem Bun- 
destag keine entsprechenden Vorschläge un- 
terbreitet? 


22. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die besoldungsmäßige Benachteiligung der Be- 
amten des technischen Dienstes gesetzestech- 
nisch unverzüglich und vor der Neuordnung 
des Laufbahn- und Besoldungsrechts beseitigt 
werden könnte, ja aus sozialen Gründen be- 
seitigt werden müßte? 


23. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Zu welchem Zeitpunkt wird die Bundesregie- 
rung die in der 177. Sitzung des 6. Deutschen 
Bundestags vom 15. März 1972 gegebene Zu- 
sage des Bundesministers des Innern einlösen, 
die besoldungsmäßig zu niedrige Einstufung 
der graduierten Ingenieure beschleunigt zu 
regeln? 


24. Abgeordneter Wieweit ist die Gesamtdokumentation über 
Josten das Schicksal der deutschen Kriegsgefangenen 

(CDU/CSU) des Zweiten Weltkriegs fertiggestellt? 


25. Abgeordneter Welche finanziellen Mittel wurden bisher von 
Josten den früheren Bundesregierungen für die Her- 

(CDU/CSU) Stellung dieser Kriegsgefangenendokumenta- 

tion aufgebracht? 


26. Abgeordneter Trifft die Meldung in der „Welt" vom 21. Fe- 
Dr. Wörner bruar 1973 zu, wonach die geheimen „Wintex- 

(CDU/CSU) 73-Unterlagen" der sowjetischen Botschaft in 

Rolandseck per Post zugestellt und von dort 
per Boten am 9, Februar 1973 dem Auswärti- 
gen Amt wieder zugeleitet wurden? 
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27. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 

Dr. Wömer getroffen, um die Angelegenheit aufzuklären 

(CDU/CSU) und Vorsorge zu treffen, daß solche Vorgänge 

sich nicht wiederholen? 

28. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die im Gesetz 

Dr. Evers zu Artikel 131 GG auch nach den letzten Än- 

(CDU/CSU) derungen und Neuregelungen immer noch be- 

stehenden Härten für einige Personengruppen 
auszugleichen, z. B. für Berufsunteroffiziere 
der Wehrmacht die bei Kriegsende 10, 12 und 
mehr Dienstjahre absolviert hatten, und dafür 
weder eine Abfindung noch die ihnen zuste- 
hende 2-jährige Schulausbildung erhalten ha- 
ben? 

Ist die Bundesregierung nicht mit mir der 
Meinung, daß diese endgültige Regelung nun- 
mehr wirklich erfolgen sollte, nachdem mehr 
als 25 Jahre seit dem Ende des Krieges ver- 
gangen sind und der Innenausschuß die gleiche 
Forderung schon in dem Bericht vom 10. Fe- 
bruar 1971 gestellt hat? 

Trifft es zu, daß ein Polizeivollzugsbeamter, 
der wegen eines im Dienst erlittenen Unfalls 
vorzeitig in den Ruhestand versetzt werden 
muß, weder Anspruch auf die Abfindung nach 
§ 103 des Beamtenrechtsrahmengesetzes noch 
auf die einmalige Unfallentschädigung hat, 
sofern er nicht mehr als 90% erwerbsgemin- 
dert ist, und ist die Bundesregierung gegebe- 
nenfalls bereit, gesetzliche Maßnahmen zu 
ergreifen? 

Trifft es zu, daß im Jahr 1972 — um nur einige 
Emigrantenorganisationen zu nennen — das 
Estnische Zentralkomitee 60 000 DM, das Let- 
tische Zentralkomitee 60 000 DM, der Verband 
polnischer Flüchtlinge 85 000 DM, der Ungari- 
sche Zentralverband 95 000 DM, die Zentral- 
vertretung der ukrainischen Emigranten 
76 000 DM aus Bundesmitteln erhalten haben 
und die Emigrantenorganisation 1972 ingesamt 
mit 65 000 DM mehr als im Vorjahr subven- 
tioniert wurden, und gedenkt die Bundesre- 
gierung, die finanziellen Zuwendungen an 
diese Organisationen im Jahre 1973 einzu- 
stellen? 

32. Abgeordneter Ich frage die Bundesregierung, wann ist mit 

Dr. Schwendte der Errichtung eines Bundesamts für Umwelt- 

(SPD) schütz zu rechnen? 

33. Abgeordneter Hat die Bundesregierung bereits Entscheidun- 

Dr. Schwendte gen getroffen, wo dieses Bundesamt seinen 

(SPD) Sitz haben wird? 


31. Abgeordneter 

Dr. Slotta 

(SPD) 
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34. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 

Damm 


(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 
Leidit 
(CDU/CSU) 


39. Abgeordneter 
Leidit 
(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Intendanten des Hessischen Rundfunks, daß 
mit dem Grundvertrag der Deutsdilandfunk 
seine Funktion verloren habe und aufzulösen 
sei, und ist die Bundesregierung der Auffas- 
sung, daß die Rundfunkversorgung der DDR 
mit den Programmen aus der Bundesrepublik 
Deutschland ebenso zu warten ist, wie die Ver- 
sorgung der deutschsprachigen Nachbarländer 
Österreich und Schweiz? 

Für welche Ballungsräume wird der Bund in 
diesem Jahr Hubschrauber zur Verfügung stel- 
len oder auf andere Weise zum Einsatz von 
Rettungshubschraubern beitragen? 

Ist der Bundesregierung die von der Deutschen 
Welle als einer Rundfunkanstalt nach Bundes- 
recht verbreitete Version des Monahan-Be- 
richts bekannt, wonach Journalisten der Deut- 
schen Welle „der Glaubwürdigkeit der Deut- 
schen Welle einen schlechten Dienst erwei- 
sen", wenn sie „in Zeitungen zu umstrittenen 
Themen persönliche Meinungen äußern, die 
mit dem Kurs der Bundesregierung nicht über- 
einstimmen und im Widerspruch zu den Sen- 
dungen der Deutschen Welle stehen"? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß 
entsprechend den Empfehlungen des Monahan- 
Berichts die Journalisten der Deutschen Welle 
in ihrer Meinungsfreiheit erheblich beeinträch- 
tigt werden sollen, und daß diese Empfehlun- 
gen vor allem gegen Artikel 5 des Grundge- 
setzes verstoßen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, alle ihr ge- 
gebenen Möglichkeiten auszuschöpfen, um den 
Abbau der noch bestehenden Personenkontrol- 
len im innergemeinschaftlichen Reiseverkehr, 
eventuell unter Einschluß einiger assoziierter 
und typischer Reiseländer, rascher voranzu- 
treiben, für den sich die Europäische Kommis- 
sion in ihrem „Gesamtbericht über die Tätig- 
keiten der Gemeinschaft 1972" eingesetzt hat? 

Beabsichtigt die Bundesregierung darauf hin- 
zuwirken, daß die Personenkontrollen im in- 
nergemeinschaftlichen Reiseverkehr wenig- 
stens einmal versuchsweise und befristet 
— etwa auf die Reisesaison 1973 — aufgeho- 
ben werden? 

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen eine 
Umgliederung im Bundesamt für Verfassungs- 
schutz dergestalt beabsichtigt ist, daß eine 
neue Abteilung zur Beobachtung des politi- 
schen Terrorismus unter Ausgliederung der 
entsprechenden Arbeitsgebiete aus den Abtei- 
lungen für Links- und Rechtsradikalismus ein- 
gerichtet werden soll? 
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41. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 

(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter 
Lattmann 
(SPD) 


45. Abgeordneter 
Dr. Schmude 
(SPD) 


Ist es richtig, daß im Zusammenhang mit die- 
ser Umgliederung der Leiter der Abteilung 
Linksradikalismus in die weit kleinere Ab- 
teilung Rechtsradikalismus umgesetzt werden 
soll? 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 
Pressemeldungen über eine beabsichtigte Um- 
gliederung des Bundesamtes für Verfassungs- 
schutz mit dem Ergebnis einer Abgrenzung 
der Beobachtung der DKP von der anderer 
linksradikaler Organisationen einerseits und 
Meldungen über Beschwerden der DKP wegen 
ihrer Beobachtung durch den Verfassungs- 
schutz andererseits in einem inneren Zusam- 
menhang stehen? 

Hält die Bundesregierung ihre Auffassung 
aufrecht, daß die DKP wie die verbotene KPD 
sich auf der ideologischen und politischen 
Linie der SED bewegt, sich zu den Lehren von 
Marx, Engels und Lenin bekennt, die Ablösung 
unserer freiheitlichen demokratischen Grund- 
ordnung durch die Diktatur des Proletariats 
anstrebt und daher verfassungsfeindliche Ziele 
verfolgt? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 
den Schweizer Projekten eines Atomkraft- 
werks in Rüthi und einer Raffinerie in Senn- 
wald jetzt ein drittes Großvorhaben die Boden- 
seeumwelt zu gefährden droht, nämlich eine 
Öldestillationsanlage in Seenähe in Lustenau 
(Vorarlberg), und was unternimmt die Bundes- 
regierung, um dieses Projekt mit der ange- 
strebten Kapazität von jährlich 350 000 Tonnen 
Diesel- und Heizöl in der Nähe des Bahn- 
hofs Lustenau kurz vor der Rheinmündung 
in den Bodensee entweder auf Grund einer 
bilateralen Verabredung räumlich verlegen zu 
lassen oder, falls dies nicht erreichbar sein 
sollte, Absprachen über eine optimale Vor- 
kehrung gegen zusätzliche Umweltverschmut- 
zung zu treffen? 


Steht nach Auffassung der Bundesregierung 
das von einigen Bundesländern praktizierte 
sogenannte Rotationsverfahren, bei dem aus- 
ländischen Arbeitnehmern nach einer gewissen 
Aufenthaltszeit in der Bundesrepublik Deutsch- 
land die Verlängerung ihrer Aufenthaltser- 
laubnis zugunsten der Herreinnahme neuer 
ausländischer Arbeitskräfte versagt wird, in 
Übereinstimmung mit der von der Bundesre- 
gierung den ausländischen Arbeitnehmern ge- 
genüber verfolgten Politik, wie sie z. B. in der 
Antwort auf die Kleine Anfrage (Drucksache 
VI/3085) dargestellt ist? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


46. Abgeordneter 

Schulte 

(Schwäbisch 

Gmünd) 

(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 


Lemmrich 

(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 
Lemmrich 
(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 
Vehar 
(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 

Dr. Waffen- 
schmidt 

(CDU/CSU) 


51. Abgeordneter 
Dreyer 
(CDU/CSU) 


Liegen der Absicht der Bundesregierung, die 
Mineralölsteuer innerhalb von 16 Monaten um 
ca. 25% zu erhöhen, auch verkehrspolitische 
Überlegungen zugrunde, und wenn ja, welche? 


Welches sind die Gründe, die die Bundesregie- 
rung behaupten lassen, mit der Anhebung der 
Mineralölsteuer um 5 Pfennig pro Liter einen 
Beitrag zur Harmonisierung dieser Steuer in 
der EG zu leisten? 

Nachdem 1973 der gesetzlich für den Bundes- 
fernstraßenbau zweckgebundene Anteil der 
Mineralölsteuer um 740 Millionen DM gekürzt 
werden, für die vorgesehene Erhöhung der 
Mineralölsteuer um 5 Pfennig/Liter, deren 
Mehreinnahme auf 700 Millionen DM geschätzt 
wird, die Zweckbindung bestehen bleiben soll, 
werden 1973 1090 Millionen DM „für andere 
verkehrspolitische Aufgaben im Bereich des 
Bundesministers für Verkehr zur Verfügung 
stehen", wie die Ausweitung der Zweckbin- 
dung von der Bundesregierung genannt wird,- 
welche konkreten Investitionsmaßnahmen sol- 
len mit diesem oder dem entsprechenden Be- 
trag finanziert werden, wenn berücksichtigt 
wird, daß die Deutsche Bundesbahn seit Jah- 
ren Investitionszuschüsse erhält (im vergange- 
nen Jahr 500 Millionen DM), und für welche 
anderen verkehrspolitischen Aufgaben sollen 
diese Mittel verwendet werden? 

Inwieweit wird durch die Mineralölsteuerer- 
höhung nach Ansicht der Bundesregierung die 
Wettbewerbsfähigkeit des deutschen Güter- 
kraftverkehrs, der deutschen Seehäfen und der 
revierfemen Gebiete negativ beeinträchtigt? 

Ist es nicht als Eingeständnis einer verfehlten 
Verkehrspolitik zu bewerten, wenn die Bun- 
desregierung noch 1971 einen umfassenden 
Femstraßenausbauplan 1971 bis 1985 als Ge- 
setz vorlegte mit der These, daß 1985 niemand 
in der Bundesrepublik Deutschland weiter 
als 10 km von einer Autobahn entfernt woh- 
nen solle, sie nunmehr aber die Straßenbau- 
mittel drastisch reduziert? 

Ist die Bundesregierung bereit, bevor der Bun- 
deshaushalt 1973 und die Finanzplanung 1972 
bis 1976 verabschiedet werden, dem Bundes- 
tag einen überarbeiteten Ersten Fünf jahres- 
plan für den Fernstraßenbau 1971 bis 1975 
vorzulegen, aus dem zu entnehmen ist, welche 
Fernstraßenprojekte der angekündigten Um- 
orientierung der zweckgebundenen Mineral- 
ölsteuermittel zum Opfer fallen? 
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52. Abgeordneter 
Dreyer 
(CDU/CSU) 


53. Abgeordneter 
Dr. Miltner 
(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 
Tillmann 
(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


56. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


57. Abgeordnete 

Frau 

Verhülsdonk 

(CDU/CSU) 


58. Abgeordneter 

Schulte 

(Schwäbisch 

Gmünd) 

(CDU/CSU) 

59. Abgeordneter 
Straßmeir 

(CDU/CSU) 


Wie will die Bundesregierung sicherstellen, 
daß durch den reduzierten Straßenbau die Ver- 
kehrssicherheit auf unseren Straßen nicht be- 
einträchtigt wird? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
ADAC, der befürchtet, daß der Autofahrer dem 
Druck der Steuerschraube und der inflationä- 
ren Kostenentwicklung beim Automobil auf 
Kosten der Verkehrssicherheit, d. h. durch 
Verzögerung von Inspektionen oder Verzicht 
auf Sicherheitszubehör auszuweichen versucht? 


Kann die Bundesregierung versichern, daß die 
Umorientierung der Mineralölsteuermittel zu- 
gunsten des öffentlichen Verkehrs in den Bal- 
lungsräumen nicht auf Kosten des Verkehrs- 
ausbaus in wirtschaftsschwachen und revier- 
fernen Räumen geht? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Mineralölsteuererhöhung den Autofahrer 
in weniger dicht besiedelten und wirtschafts- 
schwachen Räumen besonders hart trifft, weil 
der öffentliche Verkehr keine Alternative bie- 
tet, und die Wege in der Regel länger sind? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
bei einer gleichzeitigen Umorientierung der 
Mineralölsteuer zugunsten des innerstädti- 
schen Verkehrsausbaus die Autofahrer in wirt- 
schaftsschwachen Räumen für diesen Ausbau 
in relativ stärkerem Maße aufkommen müssen, 
als die Autofahrer in den Ballungsräumen 
selbst? 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
Aufstockung der Bundeshilfen für den inner- 
städtischen Verkehrsausbau diese veranlaßt, 
in steigendem Maße nur noch vom Bund ge- 
förderte Projekte in Angriff zu nehmen, so 
daß das Investitionsvolumen insgesamt bei 
weitem nicht in dem Maße zunimmt, wie die 
Bundesmittel erhöht werden? 


Um wieviel sind im Durchschnitt die Preise 
im Bundesfemstraßenbau einerseits und im 
innerstädtischen Verkehrsausbau andererseits 
in den Jahren 1970 bis 1972 gestiegen? 


Ist die Erhöhung der Mineralölsteuer Teil 
einer verkehrspolitischen Konzeption der Bun- 
desregierung, die nach den Worten des Bun- 
desverkehrsministers eine Befreiung des Auto- 
fahrers von der Herrschaft des Autos herbei- 
führen soll? 
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60. Abgeordneter Wird sich die Bundesregierung dafür einset- 
Metzger zen, daß die Deutsche Lufthansa ihre Optionen 

(SPD) auf das Überschallverkehrsflugzeug Concorde 

zurückzieht und von dessen Kauf endgültig 
Abstand nimmt? 

Wird die Bundesregierung die Benutzung des 
deutschen Luftraums durch zivile Überschall- 
flugzeuge im überschall- und Unterschallbe- 
reich gestatten? 

62. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Gallus in den Speisewagen der Fernschnellzüge we- 

(FDP) gen des Personalmangels Selbstbedienung der 

Gäste einzuführen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der sich 
in einer positiven Entwicklungsphase befind- 
liche Spaltvergaser die Möglichkeit eröffnet, 
vor allem bei Verwendung mit bleifreiem Ben- 
zin, Schadstoffe von Verbrennungsmotoren 
erheblich zu vermindern? 

64. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Geldner die Entwicklung des Spaltvergasers bis zur 

(FDP) Serienfertigung im Interesse des Umweltschut- 

zes zu fördern? 

65. Abgeordneter Zu welchem Ergebnis ist der bei dem Bundes- 

von Bockeiberg minister für Verkehr und bei dem Bundes- 
(CDU/CSU) minister für Jugend, Familie und Gesundheit 

gebildete Beirat für Verkehrsmedizin in sei- 
nem Zweiten Entwurf des Gutachtens „Krank- 
heit und Kraftfahreignung" hinsichtlich der 
Bewertung von Gehörschäden gekommen, und 
werden danach gehörlose (taubstumme) Füh- 
rerscheininhaber und Führerscheinbewerber 
eine Sonderbehandlung zu erwarten haben? 

66. Abgeordneter Bedeutet der Satz in der Regierungserklärung 

Dr. Kempfier vom 18. Januar 1973, in dem lediglich betont 

(CDU/CSU) wird, daß der Bau der Bundesfernstraßen 

selbstverständlich weitergeht, eine Änderung 
der Straßenbaupolitik gegenüber der Regie- 
rungserklärung vom 28. Oktober 1969, wonach 
der Schwerpunkt des Fernstraßenbaus die 
Chancenverbesserung strukturell schwacher 
Gebiete sein soll? 

67. Abgeordneter Ist es bei den Planungen der Schnellstrecken 

Urbaniak der Deutschen Bundesbahn beabsichtigt, auch 

(SPD) den Streckenabschnitt Dortmund — Düsseldorf 

— Köln mit einzubeziehen? 

68. Abgeordneter Hat sich das Fahrverbot für Lastkraftwagen 

Bäuerle im vergangenen Jahr auf den Bundesauto- 

(SPD) bahnen während der Ferienwochenenden be- 

währt? 



61. Abgeordneter 

Metzger 

(SPD) 
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69. Abgeordneter Wird auch in diesem Jahr trotz entsprechender 

Bäuerle Proteste von Interessenverbänden, die für eine 

(SPD) Aufhebung des Fahrverbots eintreten, mit 

einem Fahrverbot zu rechnen sein? 

70. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung angesichts 

Dr. Hirsch der zunehmenden Belästigung der Anlieger 

(FDP) von Flughäfen durch Lärm und Luftverschmut- 

zung, konkrete Maßnahmen zu ergreifen, um 
den Einsatz lärm- und abgasarmer Triebwerke 
bei Flugzeugen zu fördern und zu begünstigen? 

Ist die Bundesregierung im Interesse eines 
verstärkten Lärmschutzes bereit, wirksame 
Maßnahmen zu ergreifen, nämlich sich mehr 
als bisher an der Finanzierung von Schall- 
schutzmaßnahmen am Boden — z. B. Lärm- 
schutzzäune und -wälle — zu beteiligen, oder 
die Bundesanstalt für Flugsicherung zu beauf- 
tragen, im Interesse eines verstärkten Lärm- 
schutzes das vorhandene Kontrollsystem zur 
Einhaltung lärmmindernder An- und Abflug- 
wege zu erweitern? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Vor- 
schläge des Verbands Bergungs- und Ab- 
schleppunternehmen e. V. Deutschland, Wup- 
pertal, durch bundeseinheitliche Regelungen 
über Ausbildung und Qualifikation des Perso- 
nals genormte und überprüfte Mindestaus- 
rüstung zum Bergen und Abschleppen und 
über Zulassungsbeschränkungen und Höchst- 
preisbegrenzungen zu erreichen, daß „wilden 
Abschleppern " und sogenannten „Unfallhel- 
fern" der Boden entzogen wird, und wird sie 
gegebenenfalls gesetzliche Maßnahmen ein- 
leiten? 

73. Abgeordneter Hat die Bundesregierung sichergestellt, daß die 

Dr. Fuchs Mittel für die einzelnen Maßnahmen im Auto- 

(CDU/CSU) bahn- und Bundesstraßenbau im Zonenrand- 

gebiet nicht gekürzt werden? 

74. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Vergabe- 

Dr. Fuchs stopp für den Autobahn- und Bundesstraßen- 

(CDU/CSU) bau im Zonenrandgebiet unverzüglich aufzu- 

heben? 

75. Abgeordneter Welche Gründe haben die Bundesregierung 

Dr. Kempfier veranlaßt, von der früheren Praxis bei der 

(CDU/CSU) Festsetzung von Kraftfahrzeugkennzeichen, 

wonach in Ausnahmefällen das Kennzeichen 
auch aus der Landschaftsbezeichnung des Land- 
kreises genommen werden konnte, abzugehen 
und neuerdings darauf zu bestehen, daß nun- 
mehr der Name der Kreisstadt für die For- 
mung dieser Kennzeichen zugrundegelegt wer- 
den darf? 
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76. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Schwie- 

Kater rigkeiten, die durch die unterschiedliche 

(SPD) Rechtslage bei der Zulassung von Droschken- 

und Mietwagenunternehmen entstehen? 

77. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun bzw. 

Kater zu veranlassen, um durch eine klarere und 

(SPD) zweifelsfreiere gesetzliche Regelung des Per- 

sonenbeförderungsgesetzes für Droschken- und 
Mietwagenunternehmen die bestehenden 
Rechtsunsicherheiten zu beseitigen und der 
möglichen Verzerrung der Chancengleichheit 
entgegenzuwirken? 

Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 
daß trotz des Ergebnisses der Beratungen des 
Untersuchungsausschusses in der Affäre „Pan- 
international" festgestellten Personalmangels 
beim Luftfahrtbundesamt in dem Ressortent- 
wurf für 1973 neben vielen bedenklichen Strei- 
chungen von den vom Luftfahrtbundesamt 
angeforderten Stellen keine einzige in den 
Entwurf aufgenommen wurde? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sie 
die vom Luftfahrtbundesamt als vordringlich 
beantragten 66 Stellen in die Nachschiebeliste 
1972 auf genommen hat, da die Auflage erteilt 
wurde, für den Haushalt 1973 keine Personal- 
anforderungen zu stellen, und wenn nicht, ist 
sie der Auffassung, daß die Aufgaben, die 
dem Luftfahrtbundesamt übertragen worden 
sind, erfüllt werden können ohne die Bewilli- 
gung dieser Stellen? 

80. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Bundes- 

Dr. Gölter ländern, in denen keine Nahverkehrsprojekte 

(CDU/CSU) anstehen, einen relativ höheren Anteil an 

Straßenbaumitteln zuzuweisen? 

81. Abgeordneter Beabsichtigt der Bundesminister für Verkehr, 

Spitzmüller einen obligatorischen Sehtest für alle über 

(FDP) 60 Jahre alten Führerscheininhaber gesetzlich 

vorzunehmen, nachdem sowohl die gemein- 
same Gutachterkommission des Bundesge- 
sundheits- und des Bundesverkehrsministeri- 
ums als auch die im Dezember 1972 tätig ge- 
wesene Expertengruppe der Weltgesundheits- 
organisation noch weitergehende Forderungen 
nach einer Überprüfung des Sehvermögens der 
älteren Führerscheininhaber erhoben haben? 

Treffen Pressemeldungen zu, daß durch die 
beabsichtigte Kürzung der Straßenbaumittel 
eine erneute Verzögerung des Ausbaus der 
Bundesautobahn Stuttgart — westlicher Boden- 
see zu erwarten ist? 



79. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


78. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 
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83. Abgeordneter 

Sauter 


(CDU/CSU) 


84. Abgeordneter 

Dr. Dübber 


(SPD) 


85. Abgeordneter 
Wolf 
(SPD) 


86. Abgeordneter 
Wolf 
(SPD) 


87. Abgeordneter 

Dr. von Bülow 


(SPD) 


88. Abgeordneter 

Dr. von Bülow 


(SPD) 


Bis zu welchem Zeitpunkt rechnet die Bundes- 
regierung mit dem Ausbau der Bundesauto- 
bahn Stuttgart — westliches Bodenseegebiet? 

Trifft es zu, daß nach einer Meldung des 
„Tagesspiegels“ vom 3. März 1973 Angehörige 
eines auf der Transitstrecke Verunglückten 
nahezu eine Woche ohne Lebenszeichen blie- 
ben, und welche Verbesserungsmöglichkeiten 
auf der Basis des Transitabkommens sieht die 
Bundesregierung für ihre Nachrichtenverbin- 
dungen in den Behörden der DDR, um eine 
Wiederholung auszuschließen? 

In welchem Umfang werden bei der Deutschen 
Bundesbahn und bei den Verkehrsmitteln der 
Deutschen Bundespost besondere Fahrkarten- 
kontrolleure in Zivil eingesetzt? 

In welchem Verhältnis stehen die Kosten für 
diese Kontrolldienste zum erreichten Nutzen? 


Nachdem der Bundesverkehrsminister in ei- 
nem Interview des Deutschlandfunks es für 
unvertretbar erachtet hat, Straßenbaumittel für 
Gebiete zu streichen, in denen — wie in 
Schleswig-Holstein — ein „Nachholbedarf" 
bestehe, frage ich die Bundesregierung, ob sie 
mit mir der Auffassung ist, daß ein derartiger 
Nachholbedarf auch für weite Teile Südwürt- 
temberg-Hohenzollerns und hier insbesondere 
die B 27 und B 28 südlich bzw. östlich Stutt- 
garts besteht? 

Wird die Bundesregierung sich bei der vorge- 
sehenen Kürzung der Straßenbaumittel von 
der in der Regierungserklärung angedeuteten 
Konzeption leiten lassen, in den Ballungsge- 
bieten den Straßenbau zu Gunsten von Inve- 
stitionen für den Personennahverkehr zu be- 
schränken, und wird sie dementsprechend in 
Regionen, die durch öffentliche Verkehrsmittel 
weder erschlossen noch erschließbar sind, auf 
längere Sicht eine Erhöhung der Mittel für 
den Straßenbau herbeizuführen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Femmeldewesen 


89. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


An wie vielen öffentlichen Münzfernsprechern, 
deren es rund 80 000 im Bundesgebiet geben 
soll, sind inzwischen kostenfreie Notrufstellen 
eingerichtet worden? 
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90. Abgeordneter Auf welche Weise will die Bundesregierung 

Picard dafür sorgen, daß die Einrichtung kostenfreier 

(CDU/CSU) Notrufstellen beschleunigt wird? 

91. Abgeordneter Ist es möglich, bei der Deutschen Bundespost 

Hoffie aus Gründen der Rationalisierung und Auto- 

(FDP) matisierung und mit dem Ziel der Verringe- 

rung des Defizits im Paketdienst Standard- 
größen in Form einer geringen Zahl von 
„Normpaketen“ einzuführen? 

92. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung von 

Hoffie Fachleuten, daß durch die Einführung von 

(FDP) „Normpaketen“ das Defizit aus dem Paket- 

dienst (1971 = rund 600 Millionen DM) um 
mindestens 150 Millionen DM reduziert wer- 
den kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


93. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung eine Ände- 

Dr. Eyridi rung der Bundesgebührenordnung für Rechts- 

(CDU/CSU) anwäite in der Weise, daß eine Erhöhung der 

Gebühren vorgesehen wird? 

94. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage, bereits 

Dr. Eyrich konkrete Angaben über eine evtl, derartige 

(CDU/CSU) Änderung zu machen? 

95. Abgeordneter Geht die Bundesregierung davon aus, daß 

Dr. de With Sozialarbeitern im Strafprozeß das Zeugnis- 

(SPD) verweigerungsrecht zukommen sollte? 

96. Abgeordneter Wenn ja, ist die Bundesregierung bereit, eine 

Dr. de With entsprechende Änderung des § 53 StPO im 

(SPD) Rahmen der Beratungen des Entwurfs eines 

Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch 
(Bundesratsdrucksache 111/73) zu unterstüt- 
zen? 


97. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, angesichts des 
vanDelden tragischen Brandunglücks, bei dem fünf Häft- 

(CDU/CSU) linge in einem Barackenaußenlager der Straf- 

vollzugsanstalt Lingen (Niedersachsen) ums 
Leben kamen, über die Länderjustizminister 
eine Überprüfung aller in Frage kommenden 
Strafvollzugsanstalten vorzunehmen mit dem 
Ziel festzustellen, ob die Einhaltung der feuer- 
schutzpolizeilischen Vorschriften in allen von 
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den Haftanstalten unterhaltenen Gewerbebe- 
trieben regelmäßig von den zuständigen staat- 
lichen Überwachungsorganen (Gewerbeauf- 
sichtsamt) überprüft wird, vor allem aber, ob 
in jedem Fall das zuständige Gewerbeauf- 
sichtsamt die Betriebsgenehmigung erteilt hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


98. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 

(CDU/CSU) 


Auf welche Weise will die Bundesregierung im 
Rahmen der Steuerreform dem Umstand Rech- 
nung tragen, daß ein Freiberufler, der jetzt der 
gesetzlichen Rentenversicherung beitritt, im 
Vergleich zu einem Arbeitnehmer den doppel- 
ten Betrag aufwenden muß, um den gleichen 
Rentenanspruch wie der Arbeitnehmer zu er- 
werben? 


99. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung bei ihren 
Überlegungen zur Steuerreform die für die 
Steuerfreiheit bei Nacht-, Sonntags- und Feier- 
tagszuschlägen bestehende 24 000 DM Einkom- 
mensgrenze, und bestehen evtl. Pläne zu einer 
Erhöhung bzw. Abschaffung dieser Grenze? 


100. Abgeordneter 

Kiechle 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung dafür Vorsorge ge- 
troffen, daß die im Rahmen der angekündigten 
Mineralölsteuererhöhung zu erwartende Preis- 
erhöhung für Gasöl, das in der Landwirtschaft 
Verwendung findet, durch erhöhte Steuer- 
rückvergütung aus dem Bundeshaushalt 1973 
abgedeckt wird? 


101. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, für die Abgabe 
von Gasöl, das in der Landwirtschaft Verwen- 
dung findet, das gleiche Verfahren einzufüh- 
ren, das bei der Abgabe von Heizöl seit Jahren 
durchgeführt wird, und kann die Bundesregie- 
rung gegebenenfalls einen Zeitpunkt nennen? 


102. Abgeordneter 

Dr. Aigner 

(CDU/CSU) 


Wie will die Bundesregierung die Gesetzes- 
lücke, die durch das Inkrafttreten der neuen 
Einheitswerte für die Grundsteuer ab 1. Januar 
1974 und die Außerkraftsetzung der Meßza- 
len nach § 12 des Grundsteuergesetzes ent- 
steht, und den Gemeinden erhebliche Finanz- 
not bringen wird, schließen? 


103. Abgeordneter Denkt sie eventuell an die Verabschiedung 
Dr. Aigner eines Vorschaltgesetzes zur Steuerreform? 

(CDU/CSU) 
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104. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Be- 
hauptung des Deutschen Städtetages, daß ab 
1. Januar 1974 eine Gesetzeslücke dann ent- 
stehen würde, wenn es nicht rechtzeitig ge- 
lingt, entsprechend der Beschlüsse über die 
Eckwerte zur Steuerreform vom 11. Juni und 
2Ö./29. Oktober 1971 gesetzgeberische Maß- 
nahmen zu treffen, nach denen die Städte und 
Gemeinden in der Lage sind, neue Steuerbe- 
scheide für die Grundsteuer auszustellen? 


105. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
durch ein Vorschaltgesetz diese Lücke wenig- 
stens soweit zu füllen, das rechtzeitig den 
Städten und Gemeinden die Meßzahlen be- 
kannt werden, die für das Jahr 1974 festgesetzt 
werden müssen, um die notwendigen kontinu- 
ierlichen Einnahmen aus der Grundsteuer den 
Städten und Gemeinden zu erhalten? 


106. Abgeordneter 

Dr. Graf 
Lambsdorff 

(FDP) 


Wird die Bundesregierung die Tatsache, daß 
nach Aussetzung der amtlichen Kursfeststel- 
lung für Rheinstahlaktien der Kurs im freien 
Handel auf 125 DM je Aktie anstieg, ein Be- 
trag der genau dem späteren Abfindungsan- 
gebot entspricht, zum Anlaß nehmen, auf ein 
Tätigwerden der Prüfungskommission an der 
Börse hinzuwirken, um zu klären, in welchem 
Ausmaß Insider-Informationen ausgenutzt 
wurden? 


107. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, aus den vom 
Deutschen Städtetag aufgezeigten Befürchtun- 
gen, wonach ab 1. Januar 1974 von den Städten 
und Gemeinden keine Grundsteuer mehr er- 
hoben werden könne, weil zu diesem Zeit- 
punkt zwar die neuen Einheitswerte in Kraft, 
zugleich aber die Meßzahlen außer Kraft tre- 
ten, die entsprechenden Konsequenzen zu zie- 
hen und für ein entsprechendes Vorschaltge- 
setz zur Steuerreform zu sorgen, das nach An- 
sicht des Städtetags bis spätestens Ende Mai 
1973 erlassen sein müßte? 


108. Abgeordneter 

Rollmann 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung trotz anhaltender 
Inflation und trotz des Hinweises im Jahres- 
gutachten 1972 des Sachverständigenrats zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung, „daß die Besitzer von Geldvermögen 
zumindest in einigen Jahren keinen vollen 
Ausgleich für Inflationsverluste mit der Nomi- 
nalverzinsung erhalten haben" (Drucksache 
7/2, S. 153), an der Auffassung des Parlamen- 
tarischen Staatssekretärs beim Bundesminister 
für Wirtschaft und Finanzen in der Frage- 
stunde des Bundestags für den Monat August 
1971 fest, „daß langfristiges Sparkapital nach 
wie vor Renditen erbringt, welche die gegen- 
wärtige Steigerungsrate der Lebenshaltungs- 
kosten übersteigen"? 
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109. Abgeordneter 

Rollmann 

(CDU/CSU) 


110. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


111. Abgeordneter 

Dr. Schneider 

(CDU/CSU) 


112. Abgeordneter 

Dr. Sdineider 

(CDU/CSU) 


113. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 

(CDU/CSU) 


114. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


Ist es nun nicht an der Zeit, Sparzinsen nur 
noch in dem Umfang zu besteuern, wie diese 
Sparzinsen höher sind als die jährliche Infla- 
tionsrate, weil die volle Besteuerung der Spar- 
zinsen sonst weiterhin auf Kosten des Spar- 
vermögens geht? 

Wird die Bundesrepublik Deutschland dem 
Land Berlin zur Erstattung der Visagebühren 
für West-Berliner an Ost-Berliner wie bisher 
Mittel aus dem Haushalt des Bundesministe- 
riums für innerdeutsche Beziehungen zur Ver- 
fügung stellen oder nur im Rahmen des allge- 
meinen Zuschusses des Bundes zum Haushalt 
des Landes Berlin, und ist die Bundesregierung 
— im zweiten Fall — sich bewußt, daß sie 
damit die Bindungen zwischen Berlin und dem 
Bund lockert und der Ostblockthese von der 
selbständigen politischen Einheit Vorschub 
leistet, indem sie eine bisherige Bundesange- 
legenheit als Angelegenheit des Landes Berlin 
erscheinen läßt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Grundsteuerbelastung, die sich nach dem 
Entwurf des Zweiten Steuerreformgesetzes 
(Drucksache 7/78) ab 1. Januar 1974 für unbe- 
baute Grundstücke ergibt, mindestens das sie- 
ben- bis achtfache, in Ballungsgebieten aber 
auch das zwanzig- bis dreißigfache, unter be- 
stimmten Voraussetzungen sogar das fünfzig- 
fache der bisherigen Grundsteuerbelastung 
ausmachen kann? 

Hält es die Bundesregierung verfassungsrecht- 
lich für vertretbar, neben der Anhebung der 
Grundsteuer in dem in Frage 111 genannten 
Ausmaß auch noch zusätzlich eine Boden- 
wertzuwachssteuer einzuführen? 

Ist es mit dem im gesamten Bereich des Ver- 
waltungsrechts unangefochten gültigen Grund- 
satz der Verhältnismäßigkeit der Mittel ver- 
einbar, wenn ein Abfindungsbrenner, der sich 
bei Abgabe seiner Abfindungsanmeldung im 
Datum getäuscht, sodann am „falschen" Tag 
gebrannt und somit nicht in einem ordnungs- 
gemäß angemeldeten Verfahren Branntwein 
gewonnen hat, wegen dieser geringfügigen 
Ordnungswidrigkeit nur einer kleinen Buße 
belegt wird, darüber hinaus aber kraft zwin- 
gender gesetzlicher Vorschrift des § 76 des 
Branntweinmonopolgesetzes den gesamten er- 
zeugten Branntwein abliefern muß und da- 
durch Nachteile hinzunehmen hat, die erkenn- 
bar außer Verhältnis zu dem erstrebten Ord- 
nungszweck stehen? 

Welche Gründe waren für die Bundesregie- 
rung im Februar 1973 maßgebend, nach dem 
Hereinfließen von ca. 6,7 Milliarden Dollar 
die Schließung der Devisenbörsen erst so spät 
anzuordnen? 
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115. Abgeordneter 
Höcheri 
(CDU/CSU) 


116. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


(CDU/CSU) 


117. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


118 Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


Wie hat sich die Bundesregierung auf die 
— kurz nach der Dollarabwertung — sich 
abzeichnende, erneute Währungskrise vorbe- 
reitet, nachdem nur ein kleiner Bruchteil der 
eingeflossenen Spekulationsgelder wieder ver- 
äußert werden konnte? 

Da die beabsichtigte Mineralölsteuerhöhung 
die Arbeitnehmer in den wirtschaftsschwäche- 
ren Gebieten, vor allem im Zonenrandgebiet 
ungleich schwerer trifft, weil sie auf andere 
Verkehrsmittel nicht ausweichen können, frage 
ich die Bundesregierung, ob sie dem Bundestag 
Vorschläge unterbreiten wird, die für diesen 
Personenkreis eine Erhöhung der Kilometer- 
pauschale oder die Möglichkeit, diese Kosten 
von der Steuer abzusetzen, vorsehen? 

Treffen Presseberichte zu, , wonach einem Be- 
richt der Deutschen Botschaft zufolge sich An- 
fang Januar 1973 unberechtigt und unter Aus- 
nutzung seines Amtes der Vorsitzende im 
Verwaltungsrat der staatlichen Kreditanstalt 
für Wiederaufbau als offizieller Gast der indi- 
schen Regierung hat empfangen lassen und 
dabei Gesetzesvorlagen kritisierte, mit denen 
die indische Regierung mehr Einfluß auf die 
Privatwirtschaft und ausländische Firmen neh- 
men will? 

Wird die Bundesregierung aufgrund ihrer Auf- 
sichtspflicht aus dem Verhalten des Vorsitzen- 
den d€£ Verwaltungsrates der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau Konsequenzen ziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


119. Abgeordneter 
Saxowski 
(SPD) 


Wird die Bundesregierung darauf hinwirken, 
daß die Einfuhr von Düngemitteln aus den drei 
neuen EWG-Mitgliedsländem nicht durch wett- 
bewerbsbeschränkende Praktiken behindert 
wird und sich damit die Möglichkeit einer 
Senkung des deutschen Preisniveaus eröffnet? 


120. Abgeordneter 

Dr. Sdunitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, den 
durch die Senkung der Investitionszulage auf 
7,5% bewirkten Rückgang der Objektförde- 
rung durch eine verstärkte Infrastrukturförde- 
rung im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" auszugleichen? 


121. Abgeordneter 
Dr. Waffen- 
schmidt 
(CDU/CSU) 


Wie sind die letzten Steuer- und finanzpoliti- 
schen Beschlüsse der Bundesregierung, die mit 
den vorgesehenen Kürzungen bei den Investi- 
tions- und Wirtschaftsförderungsmaßnahmen, 


19 



Drucksache 7/296 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


den beabsichtigten Kürzungen beim Bundes- 
femstraßenbau und der vorgesehenen Erhö- 
hung der Mineralölsteuer besonders die wirt- 
schaftlich schwachen Regionen und Struktur- 
verbesserungsgebiete im Bundesgebiet bela- 
sten, mit den Erklärungen der Bundesregie- 
rung und des Bundeskanzlers zu vereinbaren, 
sie wolle für Chancengleichheit in den einzel- 
nen Bereichen der Bundesrepublik Deutschland 
eintreten? 

122. Abgeordneter Ist nach der Kürzung der Investitionszulage 

Schröder von 10% auf 7,5% gewährleistet, daß die In- 

(Lüneburg) vestitionszuschüsse aus Mitteln des regiona- 

(CDU/CSU) len Aktionsprogramms entsprechend aufge- 

stockt werden? 

123. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach mit einer 

Eilers Verteuerung des Haushaltsstromes und des 

(Wilhelmshaven) leichten Heizöls für den Hausbrand nach dem 
(CDU/CSU) neuen Energiekonzept der Bundesregierung 

zu rechnen ist? 

124. Abgeordneter Wird die in der Pressemitteilung vertretene 

Eilers Auffassung, „Das neue Energiekonzept müsse 

(Wilhelmshaven) unabhängig von den ergriffenen stabilitäts- 
(CDU/CSU) und konjunkturpolitischen Maßnahmen be- 

trachtet werden" auch von der Bundesregie- 
rung geteilt? 

125. Abgeordneter Ist sicher gestellt, daß der Anteil des Zonen- 

Dr. Kunz randgebiets an den Fördermittel der Gemein- 

( Weiden) Schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 

(CDU/CSU) Wirtschaftsstruktur" von 184,6 Millionen DM 

im Haushaltsjahr 1972 auf 240 Millionen DM 
im Haushaltsjahr 1973 ansteigen wird, so wie 
das die Bundesregierung in Beantwortung 
einer Kleinen Anfrage der Abgeordneten 
Weigl und Genossen am 14. März 1972 ange- 
kündigt hat? 

Wie hoch war in den Haushaltsjahren 1970 
und 1972 von den dem Zonenrandgebiet zu- 
fließenden Mitteln aus der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaft tsstruktur" der Anteil für Maßnahmen 
der Infrastruktur? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährimg p 
Landwirtschaft und Forsten 

127. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 

Dr. Ritz die Kürzung der Rediskontkontingente durch 

(CDU/CSU) die Deutsche Bundesbank der Geschäftsban- 
kendiskont sich so stark erhöht hat, daß für 
landwirtschaftliche Unternehmen bei der Ern- 
te- und Düngemittelfinanzierung Mehrbela- 
stungen von 4% bis 5% eingetreten sind? 


126. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 
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128. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Dr. Ritz diese für die Landwirtschaft besonders nach- 

(CDU/CSU) teilige Kreditkostenentwiddung in irgend- 

einerweise zu mildern? 

129. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Dr. Hammans die landwirtschaftlichen Gebäude jener ehe- 

(CDU/CSU) maligen landwirtschaftlichen Betriebe, die ihre 

landwirtschaftliche Nutzfläche zur Struktur- 
verbesserung verpachtet oder verkauft haben, 
entweder einer anderen Nutzung oder einem 
erforderlichen Abbruch zuzuführen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

130. Abgeordnete Hält die Bundesregierung die Auslegung des 

Frau Artikels 2 § 9 a Abs. 2 des Angestelltenver- 

Dr. Neumeister sicherungs-Neuregelungsgesetzes durch die 

(CDU/CSU) Rentenversidierungsträger für sozial gerecht- 

fertigt, wonach über 60- jährige Selbständige 
dann von der Sondervorschrift zur Anrechnung 
von beitragslosen Zeiten ausgeschlossen sein 
sollen, wenn sie ihre selbständige Erwerbs- 
tätigkeit erst nach dem 18. Oktober 1972 über- 
geben haben? 

131. Abgeordneter Trifft die Meldung der Frankfurter Allge- 

Katzer meine Zeitung vom 19. Februar 1973 zu, daß 

(CDU/CSU) die Bundesregierung beschlossen hat, einen 

Betrag von 2,5 Milliarden DM, der nach den 
gesetzlichen Vorschriften an die Rentenver- 
sicherung gezahlt werden müßte, auf acht 
Jahre zinslos stunden zu lassen? 

132. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung bei Ver- 

Katzer wirklichung dieses Beschlusses die weitere 

(CDU/CSU) Finanz- und Liquiditätsentwicklung der gesetz- 

lichen Rentenversicherung? 

133. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Regelung im 

Rawe Bericht der Bundesregierung zur Frage der 

(CDU/CSU) Rentenversicherung (Drucksache VI/1126), Ab- 

schnitt C. III. 4. a) dd), Verbesserung beim 
Wiederaufleben der Witwenrenten, „Hat eine 
Witwe oder ein Witwer wieder geheiratet 
und wird diese Ehe aufgelöst, so lebt ein 
früherer Anspruch auf Witwen- oder Witwer- 
rente wieder auf . . . Von dieser Regelung 
werden indessen nur Personen begünstigt, de- 
ren 2. Ehe nach dem 31. Dezember 1956 auf- 
gelöst ist und die vor dieser Ehe einen An- 
spruch auf eine Witwen- oder Witwerrente 
hatten, den zu erfüllen ein Träger der reichs- 
gesetzlichen Rentenversicherung oder ein Ren- 
tenversicherungsträger in der Bundesrepublik 
verpflichtet war ..." für änderungsbedürftig, 
und wann kann gegebenenfalls mit einer Än- 
derung gerechnet werden? 
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134. Abgeordnete 

Frau 

Däubler-Gmelin 

(SPD) 

135. Abgeordnete 

Frau 

Däubler-Gmelin 

(SPD) 

136. Abgeordneter 
Maucher 
(CDU/CSU) 


137. Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


138. Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


139. Abgeordneter 
Dr. Jenninger 
(CDU/CSU) 


140. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 
(CDU/CSU) 

141. Abgeordneter 
Imm er 
(SPD) 


Welche Persönlichkeiten sind von der Bundes- 
regierung in die Sachverständigenkommission 
zur Erstellung eines Arbeitsgesetzbuchs beru- 
fen worden? 

Wie ist der Stand der Arbeit der Kommission, 
und liegen bereits Ergebnisse vor? 


Ist der Bundesregierung der Inhalt der Sen- 
dung „Report" vom 19. Februar 1973 über die 
besonderen Härten, die sich für Kriegerwitwen 
nach dem Bundesversorgungsgesetz ergeben, 
bekannt, und wenn ja, welche Maßnahmen 
beabsichtigt die Bundesregierung, um diese 
Härten zu beseitigen? 

Wie hoch ist die Zahl der Anträge auf vor- 
gezogenes Altersruhegeld nach dem derzeit 
geltenden Recht bei voller Weiterbeschäfti- 
gung in den Monaten Januar und Februar 1973 
gewesen, und zwar bei sämtlichen Landes- 
versicherungsanstalten und bei der Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestellte? 

Hält die Bundesregierung ihre im Zusammen- 
hang mit der Beratung des Vierten Renten- 
versicherungsänderungsgesetzes im Bundes- 
tag am 19. Dezember 1972 gemachten Aus- 
sagen aufrecht, wonach die Inanspruchnahme- 
quote statt 70°/o bis zu 90% aller anspruchs- 
berechtigten Arbeitnehmer betragen werde 
und die gegenwärtige Regelung damit die 
langfristige finanzielle Solidität der Renten- 
versicherung gefährde? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um die finanziellen Nachteile von 
Kriegerwitwen abzuwenden, die durch das 
Absinken oder Fortfallen des Sdiadensaus- 
gleichsbetrags entstehen zu dem Zeitpunkt, an 
dem der gefallene Ehemann das 65. Lebens- 
jahr erreicht hätte? 

Warum beabsichtigt die Bundesregierung, die 
Kriegsopferrenten nicht wie die Sozialrenten 
schon zum 1. Juli 1973 um 11,35% zu erhöhen? 

Welche Maßnahmen sind geplant, damit die 
fachärztliche Unterversorgung der ländlichen 
Bevölkerung auf Dauer beseitigt wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


142. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, Wehrpflichtige, 
deren Väter 100% kriegsbeschädigt aus dem 
Weltkrieg zurückkehrten, genauso zu behan- 
deln, wie Söhne von Vätern, die im 2. Welt- 
krieg gefallen sind, um sie vom Wehrdienst 
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zu befreien und dies gegebenenfalls auf 
dem Verordnungswege einzuleiten, damit die 
Kreiswehrersatzämter künftig einheitlich da- 
nach verfahren? 

143. Abgeordneter Welche Gründe stehen der besoldungsrecht- 

de Terra liehen Einstufung von Fachoffizieren (All) 

(CDU/CSU) nach A 12 entgegen? 

144. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 

de Terra vorhandenen freien Planstellen nach A 12, 

(CDU/CSU) Fachoffiziere in diese Stellen einzuweisen? 

145. Abgeordneter Will die Bundesregierung Maßnahmen ergrei- 

Damm fen, um künftig zu verhindern, daß wehr- 

(CDU/CSU) pflichtige Soldaten, die sich als Zeitsoldaten 

verpflichten, um noch während der Eignungs- 
übung von ihrer Verpflichtung zurückzutreten, 
gegenüber den Grundwehrdienstleistenden, 
die nur Wehrsold erhalten, dadurch im Vor- 
teil sind, daß sie das Gehalt für die ersten 
Monate nicht zurückzuzahlen brauchen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

146. Abgeordneter Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 

Urbaniak regierung zu ergreifen, um die in einem Bericht 

(SPD) der Weltgesundheitsorganisation festgestellte 

Bedrohung von Großstadtkindem durch Blei- 
vergiftung abzuwenden? 

Warum hat die Bundesregierung aus dem Pro- 
gramm „Förderung von Stätten der Jugend- 
förderung nach dem Zonenrandförderungsge- 
setz" im Jahr 1972 keine neuen Projekte be- 
willigt, obwohl sie nach Verabschiedung des 
Bundeshaushalts 1972 rechtlich dazu die Mög- 
lichkeit hatte, und warum werden solche Pro- 
jekte auch jetzt nicht für eine Förderung vor- 
gesehen? 

148. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
Schäfer rang gegen die Abgabe von vergifteter Milch 

(Appenweier) zu Fütterungszwecken (z. B. Milchzentrale 

(SPD) Lörrach seit November 1972 nach Offenburg) 

zu ergreifen, da das in der Milch befindliche 
Hexachlorzyklohexan nach Prof. Dr. med. 
Friedrich Dittmar zu Leber- und Nierenerkran- 
kungen und als schweres Nervengift unter 
Krämpfen zum Tode führen kann, wenn es auf 
dem Wege der Fütterung in den menschlichen 
Körper gelangt? 
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149. Abgeordneter 

Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 

(CDU/CSU) 


150. Abgeordneter 


Anbuhl 

(SPD) 


151. Abgeordneter 
Reiser 


(SPD) 


152. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


153. Abgeordneter 
Zebisdi 
(SPD) 


154. Abgeordneter 
Zebisdi 
(SPD) 

155. Abgeordneter 

Dr. Glotz 

(SPD) 


156. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


(CDU/CSU) 


Wie nimmt die Bundesregierung Stellung zu 
dem Urteil des Verwaltungsgerichts Arnsberg, 
wonach einem westfälischen Papierfabrikan- 
ten die Herstellung von schädlichen Papier- 
tüten (bearbeitet mit polychloriertem Dipheny- 
len) gegen die Verfügung des Ordnungsamts 
Unna wieder erlaubt wurde, und sieht die 
Bundesregierung darauf hin die Notwendig- 
keit, für Verfügungen der Ordnungsämter auf 
diesem Gebiet evtl, bessere Rechtsgrundlagen 
zu schaffen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Forde- 
rung nach einer Aufhebung des gesetzlichen 
Pockenschutzimpfzwangs? 

Sind der Bundesregierung Stichprobenunter- 
suchungen des staatlichen Frankfurter Vete- 
rinäruntersuchungsamts bekannt, wonach je- 
des vierte Stück Kalbfleisch gesundheitsge- 
fährdende Restbestände an Antibiotika auf- 
weist, und eine Untersuchung des hessischen 
Landwirtschaftsministeriums in Wiesbaden, 
wonach an Kalbsnieren erhebliche Medika- 
mentenrückstände festgestellt wurden, und 
was gedenkt sie zu unternehmen? 

Welche Ursachen führen dazu, daß die Ge- 
meinden durch die Auflagen des Krankenhaus- 
finanzierungsgesetzes stärker belastet wer- 
den, als vor Inkrafttreten dieses Gesetzes, und 
wie sollen in Zukunft die Gemeinden davon 
entlastet werden? 

Ist nach Auffassung der Bundesregierung die 
in einem Beitrag im Magazin „Der Spiegel" 
vom 5. März 1973 dargestellte Einschätzung 
von Experten, „daß alljährlich mindestens 
30 000 Kinder schwer mißhandelt werden" zu- 
treffend? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um Kindesmißhandlungen wirksam ent- 
gegenzutreten? 

Hält die Bundesrepublik Deutschland die im 
österreichischen Fernsehen eingeführte Rege- 
lung für beispielhaft, nach der Werbeagitatio- 
nen mit Kindern unterbunden werden sollen, 
und welche Möglichkeiten sieht die Bundes- 
regierung, daß in der Bundesrepublik Deutsch- 
land entsprechend verfahren wird? 

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen Äpfel 
in der Bundesrepublik Deutschland eingeführt 
werden können, die auf ihrer Schale noch 
einen Rückstand an arsenhaltigen Pflanzen- 
schutzmitteln enthalten, der nach unseren Be- 
stimmungen nicht mehr zugelassen ist, und 
was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Abhilfe zu schaffen? 


24 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/296 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 

157. Abgeordneter Wann ist damit zu rechnen, daß die Bundes- 

Dr. Geßner regierung dem Bundestag eine Vorlage be- 

(SPD) züglich der angekündigten Erhöhung der Miet- 

obergrenzen für das Wohngeld zuleiten wird? 

158. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Planung eines 

Conradi Großflughafens für eine raumbedeutsame Pla- 

(SPD) nung im Sinne von § 3 Abs. 1 des Bundesraum- 

ordnungsgesetzes? 

159. Abgeordneter Wird der Bundesminister für Raumordnung, 

Conradi Bauwesen und Städtebau seine aus dem Raum- 

(SPD) Ordnungsgesetz herzuleitende Kompetenz bei 

den anstehenden Standortentscheidungen für 
die Interkontinentalflughäfen Hamburg, Stutt- 
gart und München wahrnehmen, und wann ist 
damit zu rechnen, daß die Bundesregierung 
entsprechende Vorlagen für die geplanten 
Großflughäfen macht? 

160. Abgeordneter Ist die Bundesregierung darüber unterrichtet, 

Dr. Schmitt- daß eine französische Gesellschaft namens 

Vockenhausen seretes im Auftrag des französischen Ministe- 
(SPD) riums für Raumordnung, Städtebau und Bau- 

wesen eine umfassende Studie der Stadtent- 
wicklung in der Bundesrepublik Deutschland 
bearbeitet, und wie beurteilt sie diese Tätig- 
keit? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

161. Abgeordneter Wie ist die Antwort der Bundesregierung auf 

Dr. Slotta meine parlamentarische Anfrage vom 9. Fe- 

(SPD) bruar 1973 zu verstehen, daß sie in der Erfül- 

lung des im § 96 des Bundesvertriebenenge- 
setzes ausgesprochenen gesetzlichen Auftrags 
zur Pflege des Kulturguts und Förderung der 
Weiterentwicklung der Kulturleistungen der 
Vertriebenen und Flüchtlinge eine wichtige 
Aufgabe sehe, jedoch nicht beabsichtige, „die 
Bundesmittel nur auf diesen Bereich zu be- 
schränken", und wie steht die Bundesregierung 
zur Einbeziehung der Zuschüsse aus Bundes- 
mitteln an die Vereinigungen der Vertriebe- 
nen und Flüchtlinge in die allgemeine parla- 
mentarische Kontrolle? 

162. Abgeordneter Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 

Freiherr geben, ob sich die Praxis der Behörden der 

von Fircks „DDR" in bezug auf die Behandlung von 

(CDU/CSU) Sperrkonten der Bürger, die im Geltungsbe- 

reich des Grundgesetzes wohnen, dahin ge- 
hend geändert hat, daß die Konteninhaber 
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und sonstigen Berechtigten in allen Fällen 
Auskünfte und Belege über den Kontostand 
ihrer Guthaben erhalten, und gilt dies insbe- 
sondere auch für Konten solcher Kreditinsti- 
tute, deren Kontenmaterial und sonstige Unter- 
lagen nach Ende des Zweiten Weltkrieges aus 
den deutschen Ostgebieten in die sowjetische 
Besatzungszone Deutschlands verlagert wor- 
den sind? 


163. Abgeordneter Welche Schritte hat die Bundesregierung bis- 
Freiherr her gegebenenfalls unternommen und gedenkt 

von Fircks sie zu unternehmen, um dem bestehenden 

(CDU/CSU) unbefriedigenden Zustand im Interesse der Be- 

troffenen abzuhelfen? 


164. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, daß in der DDR 
Dr. Jobst zwischen 1000 und 2000 Personen, die aus 

(CDU/CSU) politischen Gründen inhaftiert waren, zurück- 

gehalten werden, und daß die DDR für die 
Ausreise dieser politischen Häftlinge und de- 
ren Angehörige in die Bundesrepublik hohe 
Ablösungssummen fordert? 


Treffen Meldungen zu, nach denen die DDR 
in Gegensatz zu der Ende 1972 geübten Praxis 
Ausreisen zum Zweck der Familienzusammen- 
führung nahezu ganz unterbindet, und zwar 
auch in Fällen, in denen das Ausreiseverfahren 
bereits begonnen hatte? 


166. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, wonach bei der Zweiten 

Dr. Probst Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft für 

(CDU/CSU) Thorax Herz- und Gefäßchirurgie in Bad Nau- 

heim vom 15. bis 17. Februar 1973 die Teil- 
nehmer der DDR geschlossen kurzfristig ab- 
sagten, und ist die Bundesregierung bereit, 
bei der DDR vorstellig zu werden und den 
Grund für die geschlossene Absage zu er- 
fragen? 

167. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, daß die Regierung in 

Engelsberger Ost-Berlin entgegen den Zusagen an die Bun- 
(CDU/CSU) desregierung die Umsiedlungsaktion aus der 

„DDR“ gestoppt und etwa 200 bereits erteilte 
Ausreisegenehmigungen widerrufen hat, sowie 
noch etwa 1000 Kinder zurückhält, deren El- 
tern in der Bundesrepublik Deutschland oder 
in West-Berlin leben, und welche Möglichkei- 
ten sieht die Bundesregierung, gegen ein sol- 
ches Verhalten einzuschreiten? 


168. Abgeordneter In welcher Höhe hat die Bundesregierung für 
Engelsberger diese Ausreisegenehmigungen an die „DDR" 
(CDU/CSU) Zahlungen geleistet, und welche Beträge wer- 

den noch gefordert? 


165. Abgeordneter 

Dr. Schmude 
(SPD) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


169. Abgeordneter Ist die Bundesregierung angesichts des hohen 

Gewandt Stellenwerts, den sie in ihrer Regierungser- 

(CDU/CSU) klärung der Bildungspolitik und insbesondere 

der beruflichen Bildung eingeräumt hat, bereit, 
einen Kabinettsausschuß für Bildung einzurich- 
ten, um künftig Reibungsverluste infolge von 
Kompetenzüberschneidungen zwischen mehre- 
ren zuständigen Ressorts zu vermeiden? 

170. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Pfeffermann zu vermeiden, daß in zunehmendem Maße 
(CDU/CSU) Personen, die bislang nach dem Bundesausbil- 

dungsförderungsgesetz Fördermittel in An- 
spruch nehmen konnten, solche Mittel nur 
deshalb nicht mehr gewährt werden können, 
weil wegen der starren Einkommensgren- 
zenregelung die Inanspruchsvoraussetzungen 
nicht mehr erfüllt sind, obwohl sich die realen 
Einkommensverhältnisse nicht verändert ha- 
ben? 

171. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung in diesem Zu- 

Pfeff ermann sammenhang für notwendig, eine jährliche 

(CDU/CSU) Dynamisierung der Einkommensgrenzen vor- 

zunehmen oder die Einkommensgrenzen her- 
aufzusetzen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele 
schulpflichtige Kinder ausländischer Arbeit- 
nehmer sich gegenwärtig in der Bundesrepu- 
blik Deutschland aufhalten und wie viele da- 
von die Schule besuchen? 


173. Abgeordneter 

Bühling 

(SPD) 


Für den Fall, daß bisher keine oder nur un- 
genaue Zahlen vorliegen, frage ich, ob die 
Bundesregierung — gegebenenfalls im Zusam- 
menwirken mit den Ländern — eine entspre- 
chende Erhebung veranlassen wird? 


172. Abgeordneter 

Bühling 

(SPD) 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Walther 


(SPD) 


Welche Institute befassen sich im allgemeinen 
und im speziellen mit osteuropäischen Fragen, 
welche Institute erhalten für ihre Arbeit Mittel 
aus dem Bundeshaushalt und bei welchen 
Stellen sind solche Mittel im Bundeshaushalt 
veranschlagt? 


2. Abgeordneter 

Walther 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die offenbar große 
Anzahl von Instituten, die sich mit osteuro- 
päischen Fragen befassen, für notwendig und 
sieht die Bundesregierung — gegebenenfalls 
durch Beschränkung ihrer Zuschüsse — Mög- 
lichkeiten für eine Konzentration der mit sol- 
chen Fragen befaßten Institute, und kann die 
Bundesregierung auf diese Art und Weise 
sicherstellen, daß nicht mehrere Institute die 
gleiche Arbeit leisten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 
Dr. Gölter 
(CDU/CSU) 


5. Abgeordneter 
Härzschel 
(CDU/CSU) 


6. Abgeordneter 

Härzschel 


(CDU/CSU) 


Welche konkreten Verbesserungen in der 
Heimkehrer ge setzgebung beabsichtigt die Bun- 
desregierung in der 7. Legislaturperiode des 
Bundestags? 

Ist die Bundesregierung bereit, Bundesmittel 
für den weiteren Ausbau des Hambacher 
Schlosses zur Verfügung zu stellen oder sollen 
lediglich Bundesmittel für den Ausbau des 
Rastatter Schlosses zu einem „Deutschen Frei- 
heitsmuseum" verwendet werden? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Ausländeramtes Lörrach, daß allen in der Bun- 
desrepublik wohnenden Ausländern — auch 
aus dem EWG-Bereich — die Arbeitsaufnahme 
als Grenzgänger in die Schweiz grundsätzlich 
untersagt sei, selbst dann, wenn ihnen in der 
Bundesrepublik kein Arbeitsplatz vermittelt 
werden kann und sie Arbeitslosenunterstüt- 
zung erhalten? 

Steht diese Auffassung im Einklang mit den 
geltenden innerstaatlichen Vorschriften und 
den EWG- Verordnungen und wenn ja, hält 
die Bundesrepublik diese Regelung weiterhin 
generell für erforderlich, z. B. auch für die 
ausländischen Arbeitnehmer, die schon längere 
Zeit in der Bundesrepublik ansässig sind? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


7 . Abgeordneter 
Dr. Bangemann 

(FDP) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Be- 
schleunigungsnovelle zur Zivilprozeßordnung 
in der bisherigen Form (Entwurf der 6. Legis- 
laturperiode) trotz der Widerstände in Richter- 
schaft und Anwaltschaft in den 7. Bundestag 
einzubringen? 


8. Abgeordneter Welche Bereiche neben der Zivilgerichtsbar- 
Dr. Bangemann keit werden von der Rechtstatsachenforschung 

(FDP) der Bundesregierung erfaßt? 


9. Abgeordneter 
Seibert 
(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, im Rahmen 
einer Verlängerung des Kündigungsschutzes 
für Mieter auch die geltenden Rechtsvorschrif- 
ten zur Begrenzung des Mietanstiegs mit ein- 
zubeziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


10. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Pressemittei- 
Pfeffermann Jungen in den beiden Darmstädter Tageszei- 
(CDU/CSU) tungen vom 16. Februar 1973 bekannt, nach 

denen die Oberfinanzdirektion in Frankfurt 
am Main die Absicht hat, das ehemalige 
Schießplatzgelände an den Starkenburger 
Automobil-Club zur Durchführung einer Mo- 
torgroßveranstaltung zu verpachten, und bil- 
ligt dies die Bundesregierung, nachdem sich 
auf dem ca. 17,8 ha großen Gelände südwest- 
lich der Heimstättensiedlung in Darmstadt seit 
Jahren ein Schießplatz befand, der vorwie- 
gend von amerikanischen Verteidigungsstreit- 
kräften genutzt wurde und nachdem die Bevöl- 
kerung der Heimstättensiedlung sich immer 
wieder gegen die Lärmbelästigungen, die von 
diesem Schießplatz ausgingen, gewandt hat, 
und es in langwierigen Verhandlungen sowohl 
mit militärischen Stellen der US-Streitkräfte 
als auch mit den zuständigen Bundes- und 
Landesdienststellen der Magistrat der Stadt 
Darmstadt erreicht hat, den Schießplatz an 
eine andere Stelle zu verlegen, und dies die 
Stadt Darmstadt durch Eigenbeteiligung in 
Höhe von rund einer Viertelmillion DM er- 
möglichte? 


11. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, dem Verkauf 
oder der langfristigen Verpachtung dieses 
Geländes an die Stadt Darmstadt kurzfristig 
zuzustimmen und der OFD Frankfurt ent- 
sprechende Weisung zu erteilen, nachdem 
die Planungen der Stadt für diesen Bereich 
ein größeres Sportgelände von rund 4 ha 
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12. Abgeordneter 

Reuschenbadi 

(SPD) 


13. Abgeordneter 

Reuschenbadi 

(SPD) 


14. Abgeordneter 
Dr. Vohrer 
(FDP) 


15. Abgeordneter 

Dr. Vohrer 

(FDP) 


16. Abgeordneter 
Dr. Prassler 
(CDU/CSU) 


für den Post-Sportverein Blau-Gelb auswei- 
sen r weil dieser Sportverein mit seiner jetzi- 
gen Anlage die Betriebserweiterung des 
fernmeldetechnischen Zentralamts stört und 
weiter Flächen zum Bau eines Schwimmbads 
und weitere Freizeiteinrichtungen genutzt 
werden sollen, und diese Planungen der OFD 
Frankfurt seit langem bekannt sind, zwischen 
OFD Frankfurt und dem Magistrat der Stadt 
Darmstadt aber keine Übereinkunft erzielt 
werden konnte, weil die OFD Frankfurt 
darauf bezug nahm, daß für dieses Gelände 
lediglich ein Aufstellungsbeschluß nach § 8 des 
Bundesbaugesetzes vom 25. Mai 1972 vorliegt? 

Trifft es zu, daß beim Inkrafttreten der neuen 
Einheitswerte des Grundvermögens am 1. Ja- 
nuar 1974, dem gleichzeitigen Außerkrafttreten 
der Meßzahlen nach § 12 des Grundsteuer- 
gesetzes und einem Fehlen neuer Meßzahlen 
die Städte und Gemeinden ab 1974 überhaupt 
keine Grundsteuern mehr erheben können? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Deutschen Städtetags, daß eine neue gesetz- 
liche Grundlage spätestens Ende Mai vorlie- 
gen müsse, wenn die Finanzämter noch recht- 
zeitig entsprechende Meßbescheide versenden 
können sollen? 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundes- 
regierung aus der Tatsache zu ziehen, daß 
Gebäudeeigentümer, die an Unternehmer ver- 
mieten, g egenüb erxien übrigen Gebäudeeigen- 
tümern einschließlich dem gemeinnützigen 
Wohnungsbau durch die Möglichkeit der Er- 
stattung der Mehrwertsteuer von Herstel- 
lungs- und Reparaturkosten im Wege des Vor- 
steuerabzugs bevorzugt werden? 

Wie steht die Bundesregierung zu den Bestre- 
bungen, die in diesem Zusammenhang zur 
Ausgleichung untaugliche Besteuerung der Un- 
ternehmermieten von fünf auf zehn Jahre zu 
verlängern? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
zwischen der Vorschrift des § 7 b Abs. 1 letzter 
Satz des Einkommensteuergesetzes, nach der 
die Herstellungskosten bei einem Ein- oder 
Zweifamilienhaus und einer Eigentumswoh- 
nung, soweit sie den Betrag von 150 000 DM, 
bzw. 200 000 DM übersteigen, linear mit 2,5°/o 
abgeschrieben werden dürfen, und der Vor- 
schrift des § 15 der Einkommensteuerdurchfüh- 
rungsverordnung, nach der bei der Berechnung 
des Nutzungswerts der Wohnung vom Grund- 
betrag nur die Schuldzinsen und die erhöhte 
Abschreibung, nicht aber die lineare Abschrei- 
bung abgezogen werden dürfen, ein Wider- 
spruch besteht und daß insoweit § 15 der 
Einkommensteuerdurchführungsverordnung 
rechtsungültig ist? 
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17. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zwecks Her- 
Dr. Prassler beiführung der Rechtsklarheit unverzüglich 

(CDU/CSU) den § 15 der Einkommensteuerdurchführungs- 

verordnung entsprechend zu ändern? 


18. Abgeordneter 
Wuwer 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht der 
Deutschen Bundesbank in ihrem jüngsten Kon- 
junkturbericht, wonach die Unternehmen we- 
nig Neigung zeigen, den erwünschten Stabili- 
tätskurs mitzusteuern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


19. Abgeordneter 
Dr. Althammer 


(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 
Dr. Althammer 
(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 

Handlos 


(CDU/CSU) 


22. Abgeordneter 
Dr. Jens 


(SPD) 


23. Abgeordneter 
Dr. Jens 
(SPD) 


Hat die Bundesregierung Erkenntnisse dar- 
über, ob die Fälle von Fahrerflucht deutlich 
gestiegen sind, seit die Möglichkeit von Ver- 
sicherungsbeitragsrückerstattung bei unfall- 
freiem Fahren besteht? 

Hält es die Bundesregierung für notwendig, 
das Beitragsrückerstattungsverfahren zu be- 
seitigen oder zu ändern, um den Anreiz zur 
Fahrerflucht zu beseitigen? 

Trifft es zu, daß die Zahl der Förderschwer- 
punktorte entscheidend verringert werden 
soll, und wenn ja, werden von dieser Ein- 
schränkung auch Förderschwerpunktorte in 
Ostbayern betroffen? 

Hält die Bundesregierung den Zusammen- 
schluß zwischen der August-Thyssen-Hütte 
AG und der Rheinstahl AG aus Rationalisie- 
rungsgründen für notwendig und wettbe- 
werbspolitisch für wünschenswert? 

Hat die Bundesregierung gegen diesen Zu- 
sammenschluß in kartellrechtlicher Hinsicht 
Bedenken unter besonderer Berücksichtigung 
des Montanvertrags des EWG-Vertrags, des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
und der Kartellrechtsnovelle (Drucksache 7/ 
76)? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


24 Abgeordneter 
Kiechle 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung angeben, bei wel- 
chen Produkten und in welchem Umfang, aus- 
gedrückt in Mengenangaben, hat die deutsche 
Landwirtschaft im Jahr 1970, 1971 und 1972 
Marktanteile innerhalb der EWG gewonnen 
bzw. verloren, und wie war das durchschnitt- 
liche Gesamtergebnis pro Jahr und im ganzen 
Zeitraum? 
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25. Abgeordneter Welche Vorstellungen gibt es über die Schaf- 
Immer fung eines einheitlichen Berufsbilds für den in 

(SPD) der Einbringungsrede zum Agrarbericht be- 

sonders erwähnten „Landwirtschaftlichen Be- 
triebshelfer", und wie soll der Ausbildungs- 
weg aussehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


26. Abgeordneter 
Pfeiler 
(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 
Kater 


(SPD) 


28. Abgeordneter 

Kater 


(SPD) 


29. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, ernsthaft zu 
prüfen, ob nicht durch eine Änderung der 
Reichsversicherungsordnung sowohl die Kran- 
kenhauspflege alsr auch die Pflege in einem 
Pflegeheim zu einer Pflichtleistung der Kran- 
kenkasse gemacht werden und insbesondere 
die Altersgebrechen als Krankheit anerkannt 
werden sollten, nachdem die Pflegeaufnahme 
ohnehin häufig im Anschluß an eine Kranken- 
hausbehandlung erfolgt und die Verlegung 
vom Krankenhaus in ein Pflegeheim immer 
dann vom Krankenhaus betrieben wird, wenn 
der akute Krankheitsfall in einen Dauer- oder 
chronischen Fall übergangen ist? 

Kann die Bundesregierung Berichte bestätigen 
und konkretisieren, wonach die Zahl der aus- 
serordentlichen (fristlosen) Kündigungen von 
Arbeitsverhältnissen in den vergangenen Mo- 
naten erheblich zugenommen hat, weil in der- 
artigen Fällen den Arbeitnehmern der sonst 
bei ordentlichen Kündigungen garantierte 
Schutz nach § 102 Abs. 5 des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes vom 15. Januar 1972 (Bundes- 
gesetzbl. IS. 13) fehlt? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun bzw. 
zu veranlassen, um in Zukunft zu verhindern, 
daß durch außerordentliche (fristlose) Kündi- 
gungen von Arbeitnehmern der ihnen zuste- 
hende Schutz durch die Bestimmungen des Be- 
triebsverfassungsgesetzes vom 15. Januar 1972 
(Bundesgesetzbl. IS. 13) bei ordentlichen Kün- 
digungen — besonders die Weiterbeschäfti- 
gungsverpflichtung des Arbeitgebers — be- 
wußt umgangen wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ar- 
beiter der im März 1972 in Konkurs geratenen 
Kofferfabrik Winter in Furth i. Wald ihren 
Lohn für den Zeitraum von zwei Monaten vor 
der Konkurseröffnung noch ausständig haben 
und mangels Masse im Konkurs nicht durch- 
setzen können, und ist die Bundesregierung 
bereit, den betroffenen Arbeitern zu helfen 
und Maßnahmen zu ergreifen, daß dieses un- 
tragbare Ergebnis im Hinblick darauf, daß sie 
Arbeitslosenunterstützung erhalten hätten, 
wenn sie die Arbeit niedergelegt hätten, besei- 
tigt wird? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


30. Abgeordneter 
Dr. Schwencke 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß gerade 
in den letzten Wochen wiederum durch Düsen- 
flugzeug- „Knalle" zahlreiche Sachschäden im 
Kreis Nienburg entstanden sind, und daß diese 
Lärmbelästigungen auch für die in diesem 
Bereich liegenden Alters- und Kinderheime 
sowie Rehabilitationsstätten außerordentlich 
gefährlich sind? 


31. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Dr. Schwencke diese umweit- und gesundheitsfeindlichen 

(SPD) Lärmstörungen beseitigen zu helfen? 


32. Abgeordneter 

Zebisdi 


(SPD) 


Welche praktischen Erfahrungen hat die Bun- 
desregierung mit den im Zuge der Neuorgani- 
sation der Bundeswehrkantinen seit 1. Juli 
1972 im Wehrbereich VI durchgeführten Ver- 
such gesammelt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


33. Abgeordneter 

Krockert 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß der Mißbrauch des ärztlichen Renommees 
durch die Funk-, Fernseh- und Anzeigenwer- 
bung und die Inanspruchnahme pseudomedi- 
zinischer Empfehlungen zugunsten bestimmter 
Produkte, insbesondere der kosmetischen In- 
dustrie, das allgemeine Gesundheitsbedürfnis 
zugunsten privaten Gewinnstrebens ausnutzt, 
die gesundheitspolitische Aufklärungsarbeit in 
der Bevölkerung beeinträchtigt und an den 
Tatbestand unlauteren Wettbewerbs grenzt? 


34. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, das empfeh- 
Krockert lende Auftreten angeblicher oder wirklicher 

(SPD) Mediziner in der Werbung für einzelne Indu- 

strieprodukte zu untersagen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


35. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, zusammen mit 
dem Land Hessen den Plan des Instituts für 
Städtebau, Siedlungswesen und Kulturtechnik 
(Bonn) für eine neue, das Landschaftsbild weit- 
gehend schonende, Trasse in die Überlegungen 
für den Bau einer Umgehungsstraße um die 
Stadt Eltville einzubeziehen? 
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36. Abgeordneter Bejaht die Bundesregierung den Ausbau der 
Milz Bundesbahnstrecke Euskirchen — Liblar im Rah- 

(CDU/CSU) men des S-Bahnverkehrs, zumal die Anbin- 

dung der Stadt Euskirchen an die Ballungs- 
zentren Köln und Bonn von besonderer Wich- 
tigkeit ist und der Generalverkehrsplan Nord- 
rhein-Westfalen sowie die Deutsche Bundes- 
bahn den Ausbau der Strecke befürworten? 


37. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Wäre eine finanzielle Sicherstellung angesichts 
der Notwendigkeit der Einrichtung dieser 
Strecke von seiten des Bundes gewährleistet, 
und wann wäre mit dem Baubeginn zu rech- 
nen? 


38. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Treffen Vermutungen zu, denen zufolge der 
Ausbau der Autobahnstrecke Ansbach/Ost — 
Ansbach/West durch die Streichung von Stras- 
senbaumitteln und durch Aufhebung von Aus- 
schreibungen stark verzögert wird? 


39. Abgeordneter Zu welchem Zeitpunkt ist nunmehr spätestens 
Spranger mit der Fertigstellung der Teilstrecke Ansbach/ 

(CDU/CSU) Ost — Ansbach/West nach Auffassung der Bun- 

desregierung zu rechnen? 


40. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Informationen be- 
stätigen, daß die Deutsche Bundesbahn im 
Rahmen des Tarifverbunds im Münchner S- 
Bahnverkehr auf eine Erhöhung der Fahr- 
preise drängt? 


41. Abgeordneter 
Dr. Müller 
(München) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, zur Deckung 
des Defizits beim Münchner S-Bahnverkehr 
Mittel aus dem Mineralölsteueraufkommen zur 
Verfügung zu stellen? 


42. Abgeordneter 

Picard 


(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung durch den Gesetz- 
entwurf, den sie in der Antwort auf meine 
Anfragen in der 15. Sitzung des Bundestags 
in Aussicht gestellt hat, auch den Transport 
gefährlicher Güter auf Straßen so regeln, daß 
die Möglichkeit einer Gefährdung ausge- 
schlossen wird? 


43. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung, den Transport 
Picard gefährlicher Güter auf Straßen möglichst ein- 

(CDU/CSU) zuschränken und ihn weitgehend auf den 

Schienenweg zu verweisen? 


44. Abgeordneter 
Dr. Holtz 
(SPD) 


Wird die zwischen Langenberg (Rhld.) und 
Neviges bestehende Bahnlinie weiter betrie- 
ben oder beabsichtigt die Deutsche Bundes- 
bahn, diese Linie in absehbarer Zeit einzu- 
stellen? 
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45. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


46. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 
Leicht 
(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 

Leicht 

(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, an der Bundesautobahn Frankfurt — Köln 
im Bereich der Gemeinde Niedernhausen 

— Ortsteil Königshofen — Lärmschutzmaß- 
nahmen zu ergreifen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung darauf hin- 
zuwirken, daß die mit Fahrpreisermäßigungen 
verbundenen Aktionen der Deutschen Bundes- 
bahn zugunsten von Bürgern im Rentenalter 
(Rosa Zeiten) auch auf Frührentner ausgedehnt 
werden, die durch Inanspruchnahme der flexib- 
len Altersgrenze, durch Invalidität oder etwa 
im Rahmen des Sozialplans für Kohle und 
Stahl vorzeitig aus dem Berufsleben ausge- 
schieden sind? 

Ist es zutreffend, wie aus „Die Rheinpfalz" 

— Pfälzer-Tageblatt vom 1. März 1973 — zu 
entnehmen, daß der für dieses Jahr zugesagte 
Ausbau der Ortsdurchfahrten Bundesstraße 10 
Impflingen-Ingenheim, der am 1. April 1973 
verbindlich in Angriff genommen werden soll- 
te, wegen Streichung von Bundesmitteln und 
Neu- und Ausbau der Bundesfernstraßen in 
Höhe von 80 Millionen DM allein im Bereich 
Rheinland-Pfalz nicht durchgeführt wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, die notwendi- 
gen Mittel für den Ausbau dieser Ortsdurch- 
fahrten Impflingen-Ingenheim im Zuge der 
BIO noch in diesem Jahr bereitzustellen schon 
deshalb, weil der gegenwärtige Zustand die 
notwendige Verkehrssicherheit auf Dauer 
nicht mehr gewährleistet? 

Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
auch von ihr mehrfach betonten besonderen 
Dringlichkeit des Autobahnneubaus Regens- 
burg — Passau im Rechnungsjahr 1973 wieder 
mindestens wie im Jahr 1972 50 Millionen DM 
bereitzustellen und die Überquerung der Tal- 
übergänge bei Schöllnach, die naturgemäß eine 
längere Bauzeit beanspruchen, 1973 in Angriff 
zu nehmen? 


50. Abgeordneter Welche Folgerungen hat der Vorstand der 

Mursch Deutschen Lufthansa aus der Mitteilung des 

(Soltau-Harburg) Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bun- 
(CDU/CSU) desminister für Verkehr zu den Fragen Nr. 104 

und 105 (Drucksache 7/156) in der Fragestunde 
des Deutschen Bundestages am 16. Februar 
1973 gezogen, daß die grundsätzliche Ableh- 
nung der Einstellung von weiblichen Piloten 
mit dem Grundgesetz nicht vereinbar ist? 


51. Abgeordneter Wird die Bundesregierung erforderlichenfalls 
Mursch ihre nunmehrige Auffassung über die Grund- 

(Soltau-Harburg) gesetzwidrigkeit im Aufsichtsrat der Deut- 
(CDU/CSU) sehen Lufthansa durchsetzen? 
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52. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Welches sind die Gründe für die Streichung 
des Flugzeugs für das Luftfahrtbundesamt, 
nachdem sich alle Beteiligten für die Beschaf- 
fung dieses Flugzeugs im Interesse der Durch- 
führung der Aufgaben des Amts eingesetzt 
haben und die Inübunghaltung der beträcht- 
lich gestiegenen Zahl von Inhabern höherer 
Erlaubnisse im Luftfahrtbundesamt dringend 
notwendig ist, und zumal es unverständlich 
bleibt, daß „Kosten für fliegerische und tech- 
nische Fortbildung und Inübunghaltung" um 
das Doppelte der Forderung des Luftfahrt- 
bundesamts erhöht wurden und damit einen 
Betrag ausmachen, der nahezu die Hälfte des 
Anschaffungspreises für das vom Bundesamt 
vorgeschlagene billigste Flugzeug ausmacht? 


53. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Simpfendörfer in bevölkerungsarmen, strukturschwachen 

(SPD) ländlichen Räumen der Aufbau bzw. Ausbau 

öffentlicher Nahverkehrssysteme teurer ist als 
die Weiterentwicklung des Individualverkehrs 
durch Straßenbau, und daß auf Grund über- 
durchschnittlicher Fahrzeugdichte pro Kopf der 
Bevölkerung in solchen Räumen die Belastung 
durch die Erhöhung der Mineralölsteuer 
zwangsläufig höher sein wird als in Verdich- 
tungsräumen, wo Arbeitnehmer auf öffentliche 
Nahverkehrsmittel umsteigen könnten? 


54. Abgeordneter 
Simpfendörfer 
(SPD) 


Welche Konsequenzen für Bauzeiten und Hohe 
der Finanzierungsmittel hat die beabsichtigte 
Verlagerung der Verkehrsausgaben des Bun- 
des auf den öffentlichen Nahverkehr für den 
Ausbau des Nahverkehrs und für den Bundes- 
fernstraßenbau in Baden-Württemberg, und in 
welcher Weise werden die Zeitpläne für den 
Weiterbau der Bundesautobahn Heilbronn — 
Nürnberg und Heilbronn — Würzburg davon 
betroffen? 


55. Abgeordneter 
Sick 

(CDU/CSU) 


Erkennt der Bundesverkehrsminister die drin- 
gende Notwendigkeit für den beschleunigten 
Bau der Reststrecke der schleswig-holsteini- 
schen Autobahn (A 10) von Jagel bis zur 
deutsch-dänischen Grenze bei Flensburg so- 
wohl als wichtige strukturpolitische Maßnah- 
me als auch im Hinblick auf den Beitritt 
Dänemarks zur EWG und die dadurch zu er- 
wartende Zunahme des grenzüberschreitenden 
Straßengüter- und Personenverkehrs an? 


56. Abgeordneter 
Sick 

(CDU/CSU) 


Welche Termine sind für die Fertigstellung 
dieses Autobahnabschnitts sowohl in seiner 
ganzen Länge als auch für die einzelnen Teil- 
abschnitte, und zwar nach der Bauplanung 
wie nach der Finanzierungsplanung, festge- 
legt? 


36 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/296 


57. Abgeordneter 

Rollmann 

(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen ergeben sich aus der 
fernschriftlichen Ankündigung einer Neuge- 
staltung der tariflichen und abfertigungsdienst- 
lichen Grundlagen nach dem Reglement für 
den internationalen Verkehr durch die Bundes- 
bahndirektion Hamburg gegenüber den Reise- 
büros und der darin enthaltenen Mitteilung, 
es sei zu erwarten, daß der DB/DR-Verkehr 
ab 1. April 1973 nach den Bestimmungen des 
internationalen Verkehrs abgewickelt wird? 


58. Abgeordneter Hält die Bundesregierung auch im Eisenbahn- 

Rollmann verkehr an ihrer Auffassung fest, daß die 

(CDU/CSU) beiden Staaten in Deutschland füreinander 

nicht Ausland sein können? 


59. Abgeordnetei 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


60. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


61 . 


Abgeordneter 

Sauter 


(CDU/CSU) 


62. Abgeordneter 

Sauter 


(CDU/CSU) 


63. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


64. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Bis wann ist mit der Freigabe der Deckenbau- 
mittel für neue Maßnahmen auf Bundesstraßen 
des Zonenrandgebietes zu rechnen, da sonst 
die unterbeschäftigte Tiefbauindustrie dieses 
Raumes Entlassungen vornehmen muß? 


Welche Priorität räumt die Bundesregierung 
dem Ausbau der B 299 zwischen Falkenberg 
und Erbendorf (Kreis Tirschenreuth) ein? 


Ist zu befürchten, daß durch die vorgesehene 
Kürzung der Straßenbaumittel eine Verzöge- 
rung des Ausbaus der Ortsumgehungen 
Oberndorf, Villingendorf, Rottweil-Zimmern 
und Neufra im Zuge der B 14 entsteht? 


Wird der Ausbau der B 462 zwischen Schram- 
berg und Dunningen im Jahre 1973 durchge- 
führt? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den gesetz- 
lich fixierten Unterschied zwischen Kraft- 
droschken und Mietwagen, und mit welcher 
Begründung hält sie möglicherweise daran 
fest? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
durch Maßnahmen wie z, B. Einbau eines 
Fahrpreisanzeigers in Mietwagen, einheitliche 
Kenntlichmachung der Fahrzeuge usw. ein 
fairerer Wettbewerb zwischen beiden Gruppen 
erreicht werden könnte? 


65. Abgeordneter Hält die Bundesregierung einen Baubeginn der 
Lagershausen überbrückungs- bzw. Untertunnelungsbauwer- 
(CDU/CSU) ke der Weser oder Elbe im Zuge der geplanten 

Küstenautobahn schon in den Jahren 1976/77 
für möglich unter der Voraussetzung einer 
Vorfinanzierung durch Dritte, und ist die Bun- 
desregierung bereit, eine solche Vorfinanzie- 
rung später abzulösen? 
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66. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß für den Ausbau der Ortsum- 
gehung Schleching im Zuge der B 307 jahrelang 
die erforderlichen Mittel zur Verfügung ge- 
standen hätten, der Ausbau jedoch auf Grund 
von Differenzen über die Trassenführung nicht 
erfolgt sei? 


67. Abgeordneter Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes* 
Zebisch regierung, um die Anbindung Ostbayerns an 

(SPD) das Inter-City-Verkehrsnetz der Deutschen 

Bundesbahn zu fördern? 


68. Abgeordneter 

Müller 

(Nordenham) 

(SPD) 


Ist die Prüfung der Standorteignung eines 
Großflughafens Bremen II im Raum Hude/ 
Oldenburg in das vorhandene Flugsicherungs- 
system des dortigen Luftraums noch aktuell, 
nachdem der zuständige Verkehrsminister des 
Landes Niedersachsen Zeitungsmeldungen zu- 
folge erklärt hat, daß er den jetzigen Vor- 
schlag (Hude) der bremisch-niedersächsischen 
Kommission nicht billige und die Vertreter 
seines Ministeriums angewiesen habe, nach 
anderen realisierbaren Alternativen für einen 
Flughafen Bremen II zu suchen? 


69. Abgeordneter 

Müller 

(Nordenham) 

(SPD) 


Sind Alternativvorschläge in räumlicher Nähe 
wie Elsfleth oder Brake überhaupt noch reali- 
sierbar, nachdem Hude/Oldenburg als Standort 
nicht mehr in Frage kommt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


70. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, Konsequenzen 
Wuwer aus den Untersuchungen der nordrhein-west- 

(SPD) fälischen Landesregierung zu ziehen, die u. a. 

ergeben haben, daß die behördlich geforderte 
Wohnfläche für Gastarbeiter in den meisten 
Fällen unterschritten wird und die Mietgestal- 
tung angesichts des mangelnden Komforts 
keineswegs in Ordnung ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


71. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Ich frage die Bundesregierung, ob sie bereit 
ist, entsprechend dem Vorschlag der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften und in 
Übereinstimmung mit der Stellungnahme des 
Europäischen Parlaments im Bereich der Schaf- 
fung einer Urananreicherungskapazität auf 
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Gemeinschaftsebene anstatt dem von ihr bis- 
her befürworteten Koordinierungsausschuß 
der Errichtung eines gemeinsamen Unterneh- 
mens im Sinne des Euratomvertrags zuzu- 
stimmen? 

72. Abgeordneter Hält die Bundesregierung an ihrer Absicht fest, 
Handlos als Einzelmaßnahme und ohne das Vorliegen 

(CDU/CSU) einer Gesamtplanung für den ostbayerischen 

Grenzraum abzuwarten, das Verwaltungspost- 
amt Grafenau aufzulösen, und setzt sie sich 
damit und mit der etwa vorgesehenen Auflö- 
sung weiterer Bundesdienststellen im Zonen- 
randgebiet nicht in Widerspruch zu der auch 
von ihr bestätigten Absicht, die unbestreitbare 
Benachteiligung des bayerischen Zonenrand- 
gebiets zugunsten der Ballungsräume müsse 
aufhören? 


Bonn, den 9. Februar 1973 
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